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Stellungnahme des VKD zum Referentenentwurf eines  

GKV-Beitragsstabilisierungsgesetzes 

An erster Stelle möchten wir als VKD kritisch anmerken, dass ein solch umfangreiches Gesetz 

mit massiven Auswirkungen in vielen Bereichen des Gesundheitssystems, aber v. a. bei den 

Krankenhäusern, mit extrem kurzer Zeitfrist auf den Weg gebracht wird.  

Deshalb kann die folgende Stellungnahme zum Referentenentwurf nur eine erste 

Bestandsaufnahme darstellen.  

An erster Stelle des geplanten GKV-Stabilisierungsgesetzes stehen zwei Ziele: Alle Beteiligten 

und Bereiche der Gesundheitsversorgung sollen ihren Beitrag leisten, und Einnahmen und 

Ausgaben müssen in einem ausgewogenen Verhältnis stehen. Es soll zudem keine pauschalen 

Kürzungen geben und Ausgaben müssten immer einen nachweisbaren Nutzen haben.  

Den größten Sparbeitrag sollen erneut die Krankenhäuser erbringen. Bei ihnen sollen ab 2027 

zusätzliche 5,1 Milliarden Euro eingespart werden, in 2030 dann 12,8 Milliarden Euro. Wir sehen 

angesichts der Sparbeiträge, etwa der Krankenkassen selbst, nicht, dass dies tatsächlich 

ausgewogen ist. 

Die für den VKD wesentlichen Vorhaben: 

Einnahmenorientierte Ausgabenpolitik / Meistbegünstigungsklausel 

Die Abschaffung der Meistbegünstigungsklausel, die bereits für 2026 ausgesetzt wurde, soll 

verstetigt werden.  

Krankenhäuser, die bekanntlich nicht in der Lage sind, die Preise ihrer Leistung selbst 

festzulegen, stehen somit zukünftig wieder vor der Problematik, dass die ebenfalls von ihnen 

nicht zu beeinflussenden Preissteigerungen im Sachkosten- oder Lohnbereich nicht 

vollumfänglich refinanziert sind. Verschärft wird dies noch einmal durch die Absenkung der 

Veränderungsrate um -1 % in den nächsten Jahren, d. h. es wird noch nicht einmal zu einer 

Refinanzierung kommen können. Das wird dauerhaft die Erlöse der Kliniken weiter schmälern. 

Bereits für dieses Jahr stellt dies einen erzwungenen Sparbeitrag der Kliniken zu Gunsten der 

Krankenkassen in Höhe von 1,8 Milliarden Euro dar. Angesichts der erheblichen wirtschaftlichen 

Schwierigkeiten der meisten Kliniken, die in der Regel nicht selbstverschuldet sind, wird sich das 

Sparpaket definitiv negativ auf die Gesundheitsversorgung auswirken.  

Die o. a. Deckelung der Einnahmen bedeutet ferner eine Begrenzung der Erlöse an die 

Steigerung der Gesamtlohnrate, so dass Tarifsteigerungen nicht mehr vollständig finanziert 

werden sollen. Es ist erstaunlich, dass einerseits die Bundesregierung großen Wert darauf legt, 

dass Auftragnehmer, die einen Auftrag von der öffentlichen Hand erhalten wollen, den 

Nachweis tariflicher Bezahlung erbringen müssen, andersseits aber den Kliniken eine tarifliche 

Refinanzierung verwehrt wird.  
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Pflegebudget / pflegeentlastende Maßnahmen 

Im aus dem DRG-System herausgelösten Pflegebudget, das entsprechend der tatsächlichen 

Kosten von den Krankenhäusern mit den Krankenkassen verhandelt werden muss, soll 

schrittweise der Zuwachs auf den Orientierungswert oder die niedrigere Grundlohnrate (-1 % in 

2027 bis 2029) begrenzt werden. Außerdem sollen die wichtigen pflegeentlastenden 

Maßnahmen von 2,5 % des Pflegebudgets nicht mehr berücksichtigt werden. 

Das Pflegebudget hat politisch gewollt dazu geführt, dass die Krankenhäuser mehr 

Pflegepersonal einstellen konnten - durch erhöhte Ausbildungsanstrengungen oder Akquise 

aus dem Ausland. Das wird nun vermutlich nicht mehr möglich sein – gerechnet wird in den 

Kliniken eher mit einem „Rückbau“, denn Einsparungen bedeuten ja, dass das heutige 

Personalniveau wieder gesenkt werden muss. Hier muss die Politik den Bürgern erklären, was 

sie möchte. Es kann jedenfalls nicht sein, dass Krankenhäuser verpflichtet werden, einen 

bestimmten Personalstamm vorzuhalten, diesen dann aber nicht voll refinanziert bekommen. 

Gleiches gilt im Übrigen für zukünftige Tarifabschlüsse.  

Psychiatrische Versorgung 

Psychiatrische Kliniken werden in die allgemeinen Sparmaßnahmen einbezogen. Auch hier wird 

die Vergütungsentwicklung an den Orientierungswert oder die Grundlohnrate (-1 %!) gekoppelt. 

Spezifische Steuerungselemente werden reduziert. Der erhöhte Kostendruck wird sich auf 

Personal und Versorgungsqualität auswirken. Da die Psychiatrie einen höheren Anteil an 

Personalkosten hat als somatische Kliniken, sind sie von der Begrenzung der 

Budgetsteigerungen stärker betroffen. Während sich die Tarifschere weiter öffnet, bleiben die 

Vorgaben der PPP-RL und die Sanktionen bestehen. Wir fordern daher die Berücksichtigung 

der höchstrichterlichen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes vom 10.04.2025 

(AZ: BVerwG 3 C 11.23) zur Notwendigkeit der Tarifrate für die Refinanzierung des 

therapeutischen Personals. Ferner sind unter diesen Rahmenbedingungen die PPP-RL bzw. die 

möglichen Sanktionen auszusetzen. 

Anpassung der Prüfquoten 

Im Koalitionsvertrag von 2025 wurde festgehalten: „Wir verringern 

Dokumentationspflichten und Kontrolldichten durch ein Bürokratieentlastungsgesetz 

im Gesundheitswesen massiv, etablieren eine Vertrauenskultur und stärken die 

Eigenständigkeit und Eigenverantwortlichkeit der Professionen, statt sie mit Bürokratie 

aus Gesetzgebung und Selbstverwaltung zu lähmen.“ Wie die Maßnahme der Anpassung 

der Prüfquoten sowie diverse andere geplante Maßnahmen mit dieser Aussage 

zusammenpassen, erschließt sich dem VKD nicht. Durch eine Erhöhung der Prüfquote 

werden den Kliniken ungerechterweise weitere Gelder entzogen. Ferner wird medizinisches 
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Personal, welches sinnvoll in der Versorgung eingesetzt werden sollte, noch mehr auf Seiten der 

Kliniken sowie des medizinischen Dienstes sowie der Krankenkassen gebunden werden. 

Die Kommission stellt selbst z. B. fest, dass der Großteil der Prüfverfahren sich auf die sekundäre 

Fehlbelegung (untere Grenzverweildauer) bezieht. Der VKD möchte daran erinnern, dass die 

untere Grenzverweildauer mit dem DRG-System eingeführt wurde, um zu verhindern, dass 

Kliniken Patienten „blutig entlassen“, die volle Vergütung erhalten und der ambulante Bereich 

die notwendige Nachversorgung erbringen muss. Sie war aber nie als Kassensparmodell 

gedacht. Damit sind Prüfungen der Kassen durch den MD, ob der Patient auch hätte eher 

entlassen werden können, keine „nicht regelkonforme Abrechnung“.  

Einführung von Kurzzeitfallpauschalen 

Ein bereits komplexes Abrechnungssystem wird nach Hybrid-DRGs, Aus- und 

Wiedereingliederung verschiedener Tatbestände um eine weitere Abrechnungsvariante 

komplexer. Im Rahmen der Umsetzung zwischen der Selbstverwaltung sowie dem InEK kann 

nur gehofft werden, dass es zu einer sinnvollen Umsetzung dieser Einführung kommt.  

Zusatzbelastungen 

Die geplanten Zusatzbelastungen der mehr als sechs Millionen freiwillig gesetzlich Versicherten 

sowie die Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze treffen als Arbeitgeber auch die 

Krankenhäuser. Damit erhöht sich der Beitrag der Kliniken zu Gunsten der Krankenkassen weiter, 

ohne dass es eine Refinanzierungsmöglichkeit gibt. 

Grundsätzliche Bewertung 

Schon in diesem Jahr tragen die Krankenhäuser mit einem Sparbeitrag in Höhe von 

1,8 Milliarden Euro zu Gunsten der GKV zur Sanierung der Kassen bei. Sie sind es nun erneut, die 

den größten Beitrag zur Sanierung der Kassenfinanzen tragen sollen.  

Zusätzliche 5,1 Mrd. Euro sollen es ab 2027 werden. Die dauerhafte Erlöslücke von ca. 4 % auf 

den Landesbasisfallwerten der Jahre 2022/2023, die in 2026 durch den Einmaleffekt der 

Sofort-Transformationskosten anteilig geschlossen werden kann, wird also in 2027 auf etwa 8 % 

anwachsen. Dies wird zwangsläufig zu einer deutlichen Zunahme der Insolvenzen und 

Schließungen im Krankenhausbereich führen. Dies wird gerade auch im kommunalen Bereich, 

wo 91 % aller Kliniken Verluste schreiben(!), dazu führen, dass die Einsparung in der GKV über 

Verlustausgleiche und Kredite auf den Steuerzahlen umgelegt wird. Dies ist dann der 

„Verschiebebahnhof“, den keiner in der Bundesregierung, und hier v. a. das Finanzministerium, 

sehen will.  Die neuen Sparmaßnahmen treffen die Krankenhäuser in wirtschaftlich hoch 

belasteten Zeiten. Sie werden auch den bevorstehenden Strukturwandel der 

Krankenhauslandschaft verzögern oder verunmöglichen. Die nun geplanten erheblichen 

Einschnitte stehen im Gegensatz zu diesem großen Reformprojekt, zu dem auch die noch 
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kommenden Pläne zur Digitalisierung, zur deutlichen Verbesserung der Resilienz sowie zur 

anstehenden Reform der ambulanten Notfallversorgung gehören.  

Als Verband des Klinikmanagements Deutschlands sehen wir dabei auch den Zusammenhang 

mit dem gerade verabschiedeten Krankenhausreformanpassungsgesetz. Dieses Gesetz bürdet 

den Kliniken bereits erhebliche Kraftanstrengungen auf, die in der aktuellen Lage, in der mehr 

als 2/3 der Häuser mit erheblichen wirtschaftlichen Schwierigkeiten zu kämpfen haben, dafür 

sorgen werden, dass die Situation der stationären Versorgung nochmals kritischer wird – mit 

absehbaren Folgen auch für den ambulanten Bereich.  

Es werden absehbar weitere Krankenhäuser entweder Abteilungen schließen, Personal 

entlassen oder ganz aus der Versorgung ausscheiden müssen. Die Folgen werden die Bürger 

sehr schnell zu spüren bekommen, da auch entsprechende Reaktionen aus der 

niedergelassenen Ärzteschaft zu erwarten sind. 

Leider ist der Vorschlag der Kommission, die nicht kostendeckenden Beitragssätze für die 

Empfänger von Transfergeld über Steuern zu finanzieren, statt nur die GKV-Versicherten zu 

belasten, nicht in das Sparpaket aufgenommen worden. Es hätte die Finanzen der 

Krankenkassen am ehesten entlastet. Der Hinweis auf den defizitären Bundeshaushalt ist 

irrelevant, wenn die Kosten allein von den Beitragszahlern der gesetzlichen Krankenkassen und 

nicht von den Steuerzahlern (dem Staat) insgesamt getragen werden. Hier ergibt sich seit 

Jahren bereits ein erhebliches Gerechtigkeitsdefizit. 

Deutlich sinnvoller und auf Dauer auch effektiver wäre es, den Krankenhäusern zu ermöglichen, 

tatsächlich Kosten zu reduzieren. Es werden jedoch weder Vorgaben und unnötige Regelungen 

reduziert noch werden sie nach wie vor nicht von Bürokratie entlastet. Das würde mehr Sinn 

ergeben, als in einer bekanntlich schon schwierigen Situation die Erlösbasis weiter zu 

beschneiden.  

Wir fordern als VKD, Maßnahmen umzusetzen, die den Kliniken eine Chance der Kostensenkung 

geben. Die vorgeschlagenen Maßnahmen sind reine Erlösreduktionen bei gleichbleibenden 

Kosten.  


